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materiellen Bedingungen, die ökonomischen
Voraussetzungen, kurz: die Entfaltung der
Produktivkräfte in der Gesellschaft derart weit
entwickelt, daß eine befreite Gesellschaft, das
Heraustreten der Menschen aus ihrem Natur­
zustand, in dem sie sich in ihrem Fetischismus
von Dingen beherrschen lassen, offensichtlich
möglich ist. Andererseits findet der Schritt zur
Emanzipation gerade aufgrund des verding­
lichten Bewußtseins nicht statt. Statt dessen
kommt die negative Produktivität der Ge­
sellschaft voll zum Vorschein, die sich bis zur
bürokratisch organisierten und industriell be­
triebenen Massenvernichtung von Menschen
steigert.«2

Derartige Vorstellungen finden sich
bereits in der »Frankfurter Schule«, die >Anti­
deutschen< trieben sie auf die Spitze. Da der
Massenmensch, gleichgültig welcher Klassen­
herkunft, in fetischistischen Denkmustern
befangen bleibe, sei er gefährlich, müsse in
Zaum gehalten werden. Wo Menschen für
ihre Interessen eintreten, sei nach Anzeichen
fetischistischer, potenziell antisemitischer
Ideologeme zu fahnden, seien entsprechende
Bewegungen zu denunzieren. Die Marxsche
Theorie wird auf diese Weise zur Unkennt­
lichkeit verdreht, demokratisch intendierte
Aufklärung verwandelt sich in eine klassisch­
reaktionäre Elitentheorie. Den »kritischen
Marxlesern« fällt die Rolle zu, vor den auf
Vernichtung zielenden Impulsen der Massen
zu warnen. Da eine Revolution aufgrund
fetischistisch verkehrten Bewusstseins un­
denkbar sei, bleibe als Aufgabe der »Kritiker«
die Verteidigung des Status-quo - gerne auch
mit Hilfe der Staatsrnacht.

Mit Marx und Engels ist dergleichen nicht
zu machen. Wenn sie den kritischen Kritikern
ihrer Zeit vorhielten, sie seien »trotz ihrer
angeblich >welterschütternden< Phrasen die
größten Konservativen« (MEW 3/20), so lässt

2 Stephan Grigat, Antisemitismus und Fetischis­
mus, https:!/www.cafecritique.priv.at/fetisch.
html, eingesehen am 21.5.2024.

sich das eins zu eins auf die kritischen Kritiker
von heute übertragen. Der Fetischismus ist in
Marx' Werk keine alles Denken determinierende
dunkle Schicksalsmacht, er ist ein Hindernis
auf dem Weg zu wissenschaftlich informierter
Welterkenntnis. Er ist in den Strukturen waren­
produzierender Gesellschaften angelegt, ist
aber erklärbar und prinzipiell von jedermann
zu durchschauen. Selbst dort, wo er vorliegt,
folgen nicht unmittelbar Vernichtungswünsche,
geschweige denn eliminatorischer Antisemitis­
mus. Der Weg von der falschen Vorstellung,
unser Schicksal werde durch Dinge bestimmt,
bis hin zu nationalsozialistischem Ausrottungs­
wahn, ist weit. Er bedarf einer Reihe ideo­
logischer und politischer Zwischenschritte,
die selbst oft wenig mit Fetischismus zu tun
haben. Er bedarf, sollen Menschenrnassen ent­
sprechend indoktriniert werden, machtvoller
ideologischer Apparate. Er bedarf derjenigen,
die von der Propagierung rechtsextremer
Weltanschauungen profitieren, politisch wie
materiell.

Warum sollte die Erkenntnis der hinter dem
Fetischismus liegenden Strukturen unmög­
lich sein? Warum sollten derartige Strukturen,
sind sie einmal erkannt, nicht beseitigt werden
können? Ob diejenigen, die ein Interesse
daran haben, dies auch tun, ist keine Frage des
Schicksals. Es ist eine Frage des Ausgangs (nicht
nur) ideologischer Klassenkämpfe.
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75 Jahre Grundgesetz
kein Grund zum Feiern
Bernd Kant

Während Bundespräsident Steinmeier bei
seiner Jubiläumsansprache voll des Lobes für
ein Grundgesetz war, dass seit 7S Jahren die
Freiheit in unserem Land gewährleiste, sahen
das Betroffene des Abbaus demokratischer Frei­
heitsrechte naturgemäß anders. Am Vorabend
des Jubiläums luden die »Initiativen gegen
Berufsverbote« zu einem »Demokratischen
Ratschlag« nach Bonn-Beuel. Hochkarätige
Gesprächspartner beleuchteten die 7S jährigen
Angriffe auf die demokratischen Rechte und
Freiheiten. Maike Finnern, die Bundesvor­
sitzende der GEW, würdigte das Grundgesetz,
kritisierte aber staatliche Bestrebungen, extrem
rechte Bewerber aus dem öffentlichen Dienst
fernzuhalten, als Wiederaufiage der Fehler
des »Radikalen-Erlasses«. Man spreche von
»Extremisten« und billige dem Verfassungs­
schutz die Interpretationshoheit über diesen
Begriff zu. Gleichzeitig werden die Instrumente
des Rechtsstaates eingeschränkt.

Prof. JosefFoschepoth präsentierte den Teil­
nehmenden seine Forschungsergebnisse zu den
Rahmenbedingungen des KPD-Verbotes. Er­
schreckend für die Zuhörenden war eine von
ihm zusammengestellte Liste der politischen Ge­
richtsverfahren gegen NSDAP-Mitglieder oder
KPD-Anhänger in den Jahren der Adenauer­
Regierung. Auf einen angeklagten NSDAP
oder SS-Angehörigen, die zumeist wegen
schwerer »Verbrechen gegen die Menschlich­
keit« angeklagt waren, kamen mehr als sieben
Anhänger der KPD, die oftmals wegen Ver­
stoß gegen das KPD-Verbot verurteilt wurden.
Rechtsanwalt Joachim Kerth-Zelter (VdJJ) be­
handelte das Asylrecht und seine historische
Begründung. Gleichzeitig erinnerte er an die
ersten Einschränkungen nach den rassistischen
Übergriffen, die weitgehende Abschaffung
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und Konterkarierung durch eine massive Ab­
schiebe-Politik der Bundesregierung, für die es
nicht einmal der AfD bedarf.

Ulrich Schneider schilderte als Vertreter
der VVN-BdA, warum sich gerade diese
Organisation gegen die Berufsverbote-Politik
engagiert hat. Er erinnerte daran, dass viele
der Betroffene des »Radikalen-Erlasses«
Kinder von Frauen und Männern aus Wider­
stand und Verfolgung waren. Diejenigen, die
sich für einen antifaschistisch-demokratischen
Neubeginn eingesetzt hatten, mussten erleben,
dass sie selber wegen ihrer antifaschistischen
Überzeugung in den 19soer und 1960er Jahren
bespitzelt und verfolgt wurden. Nun erreichte
diese staatliche Repression ihre Kinder. Dass
solche Angriffe nicht zu Ende sind, zeigte die
Auseinandersetzung um die Gemeinnützig­
keit.

Zum Abschlus~ berichtete Werner Sieb­
ler noch einmal von seinen Erfahrungen zum
Berufsverbot als Postbote. Bei jüngeren Gästen
konnte dieses Fallbeispiel nur Kopfschütteln
auslösen. Das war schon bei der Eröffnung der
Ausstellung »Vergessene Geschichte«, Berufs­
verbote - Politische Verfolgung in der Bundes­
republik Deutschland vor dem Ratschlag zu
verspüren. Mit Unterstützung der GEW Bonn
wird sie in den kommenden 14 Tagen im
Beueler Rathaus gezeigt. Schon am Nachmittag
führten die Betroffenen der Berufsverbote mit
ihren Umhängeschildern eine sichtbare Aktion
am Münsterplatz durch, die selbst in der Lokal­
zeitung Beachtung fand.

Und es war selbstverständlich, dass im
»Bonner Appell zum 7S. Jahrestag des Grund­
gesetzes« die Forderung nach Entschuldigung,
Rehabilitation und Entschädigung der Be­
troffenen dieser ungesetzlichen Maßnahmen
enthalten war.


